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Art. 9 Abs. 2 GG

„Vereinigungen, deren Zwecke oder deren Tätigkeit den Strafgesetzen 

zuwiderlaufen oder die sich gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder 

gegen den Gedanken der Völkerverständigung richten, sind verboten.“

Verbot tritt nicht ipso iure ein.

Problem: Ermessensentscheidung? (+ so h.M. bis 2018; a. A. BVerfG, 
Beschl. v. 13.07.2018 – 1 BvR 1474/12 u.a.,  Ls. Nr. 2: „Ist der 
Verbotstatbestand des Art. 9 Abs. 2 GG festgestellt, muss eine 
Vereinigung verboten werden“ (vgl. auch juris Rn. 101 der Entsch.).
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§ 3 Abs. 1 VereinsG

„Ein Verein darf erst dann als verboten  […] behandelt werden, wenn durch 
Verfügung der Verbotsbehörde festgestellt ist, daß seine Zwecke oder 
seine Tätigkeit den Strafgesetzen zuwiderlaufen oder daß er sich gegen die 
verfassungsmäßige Ordnung oder den Gedanken der Völkerverständigung 
richtet; in der Verfügung ist die Auflösung des Vereins anzuordnen 
(Verbot). Mit dem Verbot ist in der Regel die Beschlagnahme und die 
Einziehung […] des Vereinsvermögens [...] zu verbinden.“
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Sind Clans Vereine?

Umma = Islam als Megastamm

Stämme

Clans

Kleinfamilien

Schaubild nach Ghadban, 

Arabische Clans, 2018, S. 40
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Definition des Vereins nach § 2 Abs. 1 VereinsG

1. Mehrheit natürlicher oder juristischer Personen,
2. für längere Zeit,
3. zu einem gemeinsamen Zweck,

4. freiwillig,
5. zusammengeschlossen,

6. organisierter Willensbildung unterworfen.

Tatbestandsmerkmale müssen kumulativ vorliegen.

Indizien ausreichend (BVerwG, Urt. v. 07.01.2016 – 1 A 3/15, juris Rn. 
21). Es muss kein Beweis geführt werden. 
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Vorliegen des Verbotsgrundes „strafgesetzwidrige Prägung“:

„[…] wenn Organe, Mitglieder oder auch Dritte Strafgesetze verletzen und 
dies der Vereinigung zuzurechnen ist, weil sie erkennbar für die 
Vereinigung auftreten und diese das zumindest billigt, oder weil die 
Begehung von Straftaten durch die Vereinigung bewusst hervorgerufen 
oder bestärkt, ermöglicht oder erleichtert wird. Das kann auch der Fall sein, 
wenn eine Vereinigung solche Handlungen nachträglich billigt und fördert, 
sich also mit ihnen identifiziert, oder wenn zunächst nur einzelne 
Tätigkeiten die Strafgesetze verletzen, diese jedoch mit Wissen und Wollen 
der Vereinigung fortgesetzt werden. Als eigenständiges Mittel präventiven 
Verfassungsschutzes ist ein Vereinigungsverbot aber nicht an 
strafrechtliche Verurteilungen gebunden […].“ (BVerfG, Beschl. v. 
13.07.2018 – 1 BvR 1474/12 u.a., juris Rn. 106)
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Grundsatz der Verhältnismäßigkeit beachten:

„Ein Vereinigungsverbot genügt nur dann den Anforderungen der 
Verhältnismäßigkeit […], wenn das Vorgehen gegen einzelne Straftaten 
nicht ausreicht, weil strafwürdige Handlungen gerade aus der Organisation 
heraus geplant oder begangen werden […], also die Verletzung der 
Strafgesetze gerade mit der Organisation prägend verknüpft ist. Daran fehlt 
es etwa, wenn nur einzelne Mitglieder der Vereinigung gegen die 
Schutzgüter gerichtet handeln oder die Vereinigung ganz überwiegend 
rechtmäßige Zwecke verfolgt.“ (BVerfG, Beschl. v. 13.07.2018 – 1 BvR
1474/12 u.a., juris Rn. 106)



7

ORR Florian Claus  Albrecht M. A. (Polizeiwissenschaften) 18.06.2019 | Seite 8

Rechtsprechungsübersicht 1:

VGH Kassel, Urt. v. 21.02.2013 – 8 C 2118/11, juris Rn. 61: Wenige 
Straftaten, ja sogar nur einer Tat seiner Mitglieder kann für ein 
Vereinsverbot ausreichen; hier: versuchte räuberischer Erpressung in 
Tateinheit mit vorsätzlicher Körperverletzung + schwere 
Vergewaltigung in Tateinheit mit gefährlicher Körperverletzung u.a.

VGH Kassel, Urt. v. 21.02.2013 – 8 C 2134/11, juris Rn. 69: Versuchte 
Strafvereitelung + unerlaubtes Handeltreiben mit Betäubungsmitteln 
(Kokain) in nicht geringer Menge. Ob bereits eine Tat genügt, wurde 
offen gelassen.
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Rechtsprechungsübersicht 2:

OVG Schleswig, Urt. v. 13.11.2012 – 4 KS 1/10, juris Rn. 52: Eine 
einzelne Straftat kann für ein Vereinsverbot ausreichen; hier: 
gefährlicher Körperverletzung.

OVG Schleswig, Urt. v. 19.06.2012 – 4 KS 2/10, juris Rn. 105: Eine 
einzelne Straftat kann für ein Vereinsverbot ausreichen; hier: 
gefährlicher Eingriff in den Straßenverkehr in Tateinheit mit 
gefährlicher Körperverletzung.
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Quelle: Polizei NRW LKA, 

Clankriminalität – Lagebild 

NRW 2018.



10

ORR Florian Claus  Albrecht M. A. (Polizeiwissenschaften) 18.06.2019 | Seite 11

Vorliegen des Verbotsgrundes „gegen verfassungsmäßige Ordnung  
gerichtet“?

Quelle: https://www.bild.de/bild-plus/politik/inland/politik-inland/seehofer-zu-clan-kriminalitaet-

clans-sehen-deutschland-als-beute-62054664,view=conversionToLogin.bild.html
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Verfassungsrechtliche Neubewertung wegen Betroffenheit von  Art. 6 Abs. 1 
GG („Ehe und Familie stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen 
Ordnung.“) angezeigt?

Nein, denn BVerfG, Beschl. v. 18.02.2019 – 1 BvR 2556/17:

„Dieses Grundrecht stellt die Familie unter den besonderen Schutz des Staates. 
Damit sind Bestimmungen unvereinbar, welche die Familie schädigen, stören 
oder sonst beeinträchtigen könnten […].“ (juris Rn. 10)

Aber: Wer sich auf Schutz der Familie beruft und an Maßnahmen zur 
Schadensverhinderung oder Schadensvermeidung nicht mitwirkt, dem „kann 
dann aber das Risiko einer für [den Betroffenen] ungünstigen 
Tatsachenwürdigung auferlegt werden.“ (juris Rn. 13)
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Verbotsfolgen 1; hier: § 3 Abs. 1 Satz 2 VereinsG:

„Mit dem Verbot ist in der Regel die Beschlagnahme und die Einziehung
1. des Vereinsvermögens,
2. von Forderungen Dritter, soweit die Einziehung in § 12 

Abs. 1 vorgesehen ist, und
3. von Sachen Dritter, soweit der Berechtigte durch die 

Überlassung der Sachen an den Verein dessen 
verfassungswidrige Bestrebungen vorsätzlich gefördert 
hat oder die Sachen zur Förderung dieser Bestrebungen 
bestimmt sind,

zu verbinden.“
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Verbotsfolgen 2; hier: § 5 WaffG:

Waffenrechtliche Unzuverlässigkeit gem. § 5 Abs. 2 Nr. 2 a) WaffG …

… wegen Mitgliedschaft in einem verbotenen Verein.

+ Exkurs: 

Waffenrechtliche Unzuverlässigkeit gem. § 5 Abs. 1 Nr. 2 a) und c) WaffG…

… weil Missbrauchsgefahr sowie Gefahr der Überlassung an Nichtberechtigte.
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Schlussfolgerungen

Clans müssen bei festgestellte Strafgesetzwidrigkeit zwingend verboten 
werden.

Bereits eine schwere Straftat kann nach der einschlägigen 
Rechtsprechung ein Vereinsverbot tragen.

Das Vereinsgesetz ist Gefahrenabwehrrecht. Hier wird mit 
Schadenswahrscheinlichkeiten gearbeitet. Eine „Prognose“ ist im 
Vergleich zum Tatnachweis (im Strafrecht) eine viel geringere Hürde.
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Zur Vertiefung „Vereinsverbote“

Albrecht/Roggenkamp, Vereinsgesetz, 2014.

Zur Vertiefung „Clans“

Ghadban, Arabische Clans, 2018.

Kriminalistik, Heft 5 aus 2019 mit diversen Beiträgen.
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